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Das Internet und mit ihm die sogenannten Social Media haben die öff entliche, private und poli-
ti sche Kommunikati on wie auch die Wissenschaft skommunikati on revoluti oniert. Bisher beste-
hende Grenzen zwischen den an der Wissenschaft skommunikati on beteiligten Akteuren und 
Insti tuti onen werden durchlässig, und die in bisherigen Teilbereichen jeweils gülti gen Regeln 
und Standards verschwimmen. Dies gilt in besonderem Maße für Wissenschaft ler und ihre In-
sti tuti onen, deren Arbeiten neben der Verbreitung in Fachmedien sowie fallweisen journalisti -
schen Berichterstatt ung oft  noch vor ihrer innerwissenschaft lichen Überprüfung einer breiten 
Öff entlichkeit im Netz zugänglich werden. 

Zwar wird die öff entliche Wahrnehmung von Wissenschaft  in der Breite weiterhin stark durch 
journalisti sche Massenmedien besti mmt. Ihre Rolle als Gatekeeper haben diese jedoch zum Teil 
eingebüßt; sie stellen neben Social Media nur noch einen (wenngleich wichti gen) Teilbereich der 
medial vermitt elten Öff entlichkeiten dar. Mitt els digitaler Verbreitung können Forschungseinrich-
tungen oder einzelne Wissenschaft ler nun viel leichter direkt oder mithilfe ihrer Public-Relati ons-
Abteilungen mit einer breiten Öff entlichkeit kommunizieren. Das wirft  neue Fragen auf, beispiels-
weise nach Standards einer redlichen und angemessenen selbstvermitt elten (im Unterschied zu 
einer fremdvermitt elten beziehungsweise einer von außen beobachtenden) Wissenschaft skom-
munikati on; aber auch noch viel grundsätzlichere Fragen, etwa nach dem Bedarf an spezifi schen, 
insbesondere medienrechtlichen Regulierungsmaßnahmen zum Erhalt einer an Vielfalt, Relevanz 
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und Wahrheit beziehungsweise Evidenz orientierten Wissenschaftskommunikation, einschließ-
lich eines Kritik und Kontrolle ausübenden Wissenschaftsjournalismus.1

Die erweiterten digitalen Kommunikationsoptionen tragen erhöhten dialogischen und par-
tizipativen Ansprüchen Rechnung. Neben Information sind vermehrt Aushandlung und Mit-
wirkung auf die Agenda der Wissenschaft (wie übrigens auch der klassischen Massenmedien) 
gerückt, zum Teil sogar verbunden mit der Erwartung einer stärkeren Demokratisierung der 
Wissenschaft. Dem Interesse an der Wissenschaft und ihrer potentiell erhöhten Sichtbarkeit 
steht allerdings eine bislang nicht gekannte Fülle an verfügbaren wissenschaftlichen (und 
nichtwissenschaftlichen) Informationen gegenüber, die es dem Nutzer oft schwer macht, seriö-
se von unseriösen Argumenten zu unterscheiden. Gleichzeitig steht die Wissenschaftskommu-
nikation nun in einem noch direkteren Wettbewerb – um die Aufmerksamkeit des Publikums, 
um die Auswahl durch die Computeralgorithmen von privaten Intermediären, aber auch um 
Glaubwürdigkeit im Vergleich zu oftmals leichter vermittelbaren Botschaften oder gar gezielten 
Fehlinformationen (zum Beispiel „Pseudoscience“). Die Medientechnologien, neue und inzwi-
schen etablierte Intermediäre (vgl. Kasten S. 12) wie Facebook oder Google und das gleich-
zeitige Wegbrechen vieler journalistischer Erlösmodelle verändern das Verhältnis zwischen 
Wissenschaft, Öffentlichkeit und Medien. Neue Medienpraktiken und  Kommunikationsformen 
eröffnen Chancen, stellen aber auch Risiken für die Gesellschaft dar.

Da das Gemeinwohl nicht allein über direktdemokratische Verfahren ausgehandelt werden 
kann, sondern auch in den rechtsstaatlichen und politischen Institutionen des Gemeinwesens, 
vor allem im Recht selbst, seine Konkretisierung erfährt, darf auch die Sphäre der öffentlichen 
Kommunikation nicht ausschließlich dem freien Spiel der (Markt-)Kräfte überlassen werden. 
Vielmehr muss sie gerade im Sinne und zum Schutz der grundgesetzlich verankerten Infor-
mations- und Meinungsfreiheit entsprechend strukturiert werden. Angesichts der zentralen 
Bedeutung, die der Wissenschaft für individuelle und kollektive Entscheidungsprozesse in der 
demokratisch verfassten Gesellschaft zukommt, muss auch für die Wissenschaftskommunikati-
on das Zusammenspiel von Partizipation und Regulierung neu bestimmt werden.

Wie fast immer bei der Einführung neuer Technologien folgen der digitalen Medialisierung 
der Wissenschaft zunächst euphorische Begeisterung auf der einen und Schreckensszenarien 
auf der anderen Seite. Die von den Akademien eingerichtete Arbeitsgruppe hat begründete 
Beobachtungen – jenseits technikutopischer oder -dystopischer Überspitzungen – angestellt, 
die eine realistischere Abschätzung von Chancen und Risiken ermöglichen sollen. In den daraus 
abgeleiteten Empfehlungen werden sowohl Regulierungsmöglichkeiten aufgezeigt, um Gefähr-
dungen des konstruktiven Zusammenspiels zwischen Wissenschaft, Öffentlichkeit und Medien 
abzuwenden, als auch Maßnahmen, um dieses Zusammenspiel zu stärken. Ungeachtet des 
weit hinter den realen Entwicklungen zurückliegenden Forschungsstands erweist es sich jetzt 
als ein wichtiges Ziel, Wissenschaft und Politik angesichts der weiter zunehmenden Bedeutung 
von Social  Media mit diesbezüglichen Analysen und Informationen zu versorgen. Die Erhaltung 
eines unabhängigen Journalismus, eine Stärkung der Quellen- und Medienbewertungskompe-
tenz der Bevölkerung sowie die Erforschung und (Selbst-)Beobachtung der Wissenschaftskom-
munikation im Zeitalter digitaler Medien sind unabweisbare politische Desiderate. Zusammen 
bilden sie die Voraussetzungen, um auf zuverlässigen Informationen fußende demokratische 
Entscheidungsprozesse dauerhaft zu sichern.

Anhand dieser Überlegungen leitet die Akademien-Arbeitsgruppe folgende Handlungsempfeh-
lungen ab.

1 Vgl. Blattmann et al. 2014.
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Wissenschaft spoliti ker aus Bund und Ländern 
in Zusammenarbeit mit relevanten Akteuren 
langfristi ge Maßnahmen entwickeln. Konkret 
sollten sie die rechtlichen, strukturellen und 
inhaltlichen Möglichkeiten zum Aufb au einer 
redakti onell unabhängigen bundesweiten 
Wissenschaft skommunikati ons- und Infor-
mati onsplattf  orm prüfen, deren Inhalte für 
ein breites Publikum verständlich sind. Die 
zuständige Redakti on muss dazu staats- und 
wissenschaft sorganisati onsfern insti tuti ona-
lisiert unter einem Herausgebergremium ar-
beiten können. Mit der Prüfung der konkreten 
Machbarkeit sowie gegebenenfalls Planung 
und Gestaltung einer solchen Plattf  orm soll-
te der Gesetzgeber eine Expertenkommission 
betrauen, bestehend aus Vertretern des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks, der Verlage, 
der Journalistenverbände, Social-Media-Ex-
perten sowie Vertretern aus Wissenschaft s-
PR (zum Beispiel idw), dem Science Media 
Center sowie Bildungseinrichtungen. Diese 
Expertenkommission muss sich intensiv mit 
rechtlichen Fragen (etwa der Aggregierung 
von Inhalten Dritt er), möglichen ökonomi-
schen Folgen für die Geschäft smodelle des 
privatwirtschaft lich organisierten Teils des 
Wissenschaft sjournalismus und auch mit den 
konkreten technischen Elementen einer sol-
chen Plattf  orm befassen.

Empfehlung 3: Bildungs- und Informati ons-
auft rag des öff entlich-rechtlichen Rundfunks 
stärken
Für eine Grundversorgung der Gesellschaft  
mit Informati onen und Wissen bleibt der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk unverzichtbar. 
Ihm ist es zu ermöglichen, entsprechende 
Zielgruppenangebote, unter anderem aus 
dem Bereich des Wissenschaft sjournalismus, 
auch für den Online-Bereich vermehrt zu 
übernehmen. Öff entlich-rechtliche  Medien 
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Empfehlungen an die Politi k

Empfehlung 1: Plattf  ormen und Suchmaschi-
nen medienrechtlich regulieren
Der ti efgreifende Strukturwandel der öff ent-
lichen Kommunikati on ist durch politi sche 
Maßnahmen zu begleiten. In die Regulierung 
sind auch Plattf  ormen für Social Media ein-
zubeziehen, da sie relevant für die demokra-
ti sche Öff entlichkeit sind (Meinungsmacht). 
Dabei ist strukturelle Vielfalt zu sichern und 
dafür Sorge zu tragen, dass für alle Nutzer 
der Zutritt  zu den Informati ons-, Medien-, 
Kommunikati ons- und Wissensmärkten mög-
lich bleibt und einer marktbeherrschenden 
Stellung – etwa von einzelnen Suchmaschi-
nen – begegnet wird. Anbieter von Social-
Media-Plattf  ormen und Suchmaschinen 
müssen verstärkt unter publizisti schen/me-
dienrechtlichen Gesichtspunkten reguliert 
werden und nicht, wie es bisher überwiegend 
der Fall ist, primär unter ökonomischen und 
kartellrechtlichen Aspekten. Beobachtungen 
und Diskussionen im Bereich der Landesme-
dienanstalten liefern Ansatzpunkte, die wei-
terverfolgt werden  sollten. Der Gesetzgeber 
muss sicherstellen, dass alle Bürger unzen-
sierten Zugang zu gesellschaft lich relevanten 
Informati ons- und Wissensquellen erhalten. 
Dazu kann es notwendig sein, dass Plattf  orm- 
oder Suchmaschinen-Anbietern Aufl agen 
(zum Beispiel im Hinblick auf Filteralgorith-
men) gemacht werden.

Empfehlung 2: Unabhängigkeit der Informa-
ti onsversorgung im Netz sichern 
Um die Informati onsversorgung im Netz un-
abhängiger vom Einfl uss einzelner Anbieter 
wie Google, Facebook, Twitt er etc. zu ma-
chen und auf die Problemati k der Filter Bub-
bles (siehe S. 24) zu reagieren, müssen der 
Gesetzgeber sowie Medien-, Bildungs- und 
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sollten angesichts ihrer besonderen Ver-
antwortung und garanti erten Finanzierung 
jenseits von Spartenprogrammen vor allem 
aber auch ihr zum aktuellen Tagesgesche-
hen gehörendes journalisti sches Ange-
bot zu Themen aus Wissenschaft , Technik 
und Medizin ausbauen. Hierbei sind mehr 
Verknüpfungen des Hauptprogramms mit 
crossmedialen Angeboten zu empfehlen. 
Der Informati ons- und der Bildungsauft rag 
sind gegenüber dem Unterhaltungsauft rag 
zu stärken.

Empfehlung 4: Wissenschaft sjournalismus 
nach dem Modell der Forschungsförderung 
unterstützen
Für einen unabhängigen Journalismus soll-
ten angesichts einer zum Teil bereits prekä-
ren Finanzierungssituati on (etwa für freie 
Journalisten) zusätzliche Förder- und Un-
terstützungsmöglichkeiten vor allem durch 
Sti ft ungen sowie durch den Gesetzgeber 
geprüft  werden. Finanzierungsentscheidun-
gen können sich dabei an Modellen der For-
schungsförderung orienti eren (Förderung 
von Qualitätsjournalismus auf Basis von Gut-
achter-/Jury-Entscheidungen unter maßgeb-
licher Beteiligung von Journalisten und ihrer 
Verbände, ähnlich der Film- oder Sti pendi-
enförderung). Da staatliche Maßnahmen 
im Medien- und Kommunikati onssektor aus 
demokrati etheoreti schen Überlegungen 
problemati sch sind, ist es überlegenswert, 
aus Mitt eln der Rundfunkbeiträge staatsun-
abhängige Sti ft ungen (mit) zu fi nanzieren, 
die ihrerseits Fördermaßnahmen initi ieren. 
Auch hier kann nach dem Prinzip der För-
derpraxis aus der Wissenschaft  verfahren 
werden.

Empfehlungen an die Wissenschaft 

Empfehlung 5: Falsche Anreize in der insti tu-
ti onellen Wissenschaft skommunikati on ver-
meiden
Wissenschaft sorganisati onen und Förderein-
richtungen sind aufgerufen, bei der Setzung 
von Anreizen für die Kommunikati on von For-
schungsergebnissen (zum Beispiel in Gestalt 

von Aufmerksamkeits- oder Reichweiten-
kennzahlen) sowie für die Kommunikati on in 
die Öff entlichkeit (zum Beispiel Belohnung 
von „Outreach“) sorgfälti g auf unbeabsich-
ti gte Nebeneff ekte und etwaige Fehlsteue-
rungen zu achten.

Empfehlung 6: Kosten und Nutzen von For-
maten der insti tuti onellen Wissenschaft s-
kommunikati on abwägen
Über spezifi sche Schulungsangebote soll-
te interessierten Wissenschaft lern der Weg 
in die klassischen Medien und die Nutzung 
von Social Media erleichtert werden. Ein wie 
auch immer gearteter Zwang zu entspre-
chender Kommunikati on ist indes zu vermei-
den. Um dem Übergreifen der Medienlogik 
auf die Kernaufgaben in Forschung und Leh-
re – beispielsweise durch die Fehlallokati on 
von Mitt eln (Personal, Material, Ausstatt ung) 
– entgegenzuwirken, müssen ferner inneror-
ganisatorische Mechanismen im Sinne einer 
strategischen Planung und Kosten-Nutzen-
Berechnung etabliert werden.

Empfehlung 7: Faktenbasierte Wissenschaft s-
kommunikati on und Wissenschaft smarketi ng 
trennen
Aus den Möglichkeiten einer direkten Kom-
munikati on mit den Endnutzern ohne vorhe-
rige Prüfung durch (idealiter) unabhängige 
journalisti sche Redakti onen erwächst für 
die selbstvermitt elte Wissenschaft skom-
munikati on eine neue Verantwortung. Die 
Presse- und Öff entlichkeitsarbeit der Wis-
senschaft sorganisati onen muss als insti tuti -
onelle Kommunikati on erkennbar sein. Wis-
senschaft ler müssen in ihrer Kommunikati on 
transparent machen, in welcher Rolle sie je-
weils kommunizieren (siehe Empfehlung 10). 
Standards wissenschaft licher Redlichkeit und 
Qualitätskontrolle sind auch in der nach au-
ßen gerichteten Kommunikati on stets einzu-
halten. Abteilungen zur vermitt elnden (fak-
tenbasierten) Wissenschaft skommunikati on 
müssen von Marketi ngabteilungen (primär 
„Reputati onskommunikati on“) klar getrennt 
sein – vergleichbar der strukturellen Tren-
nung von Redakti on und Anzeigenabteilung 
in journalisti schen Medienhäusern.
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Empfehlung 8: Verhaltenskodex für Web und 
Social Media entwickeln
Es wird empfohlen, in einer Arbeitsgruppe 
zusammen mit den verschiedenen Akteuren 
Vorschläge für einen qualitätsorienti erten 
Verhaltenskodex (Code of Conduct) für In-
formati onen im Web und insbesondere für 
Social Media zu erarbeiten. Dieser sollte ins-
ti tuti onen- und verbändeübergreifend unter 
Einbeziehung der Social Media Community 
und deren Regeln („Neti quett e 2.0“) sowie 
wissenschaft licher und journalisti scher Be-
rufs- und Qualitätsstandards (zum Beispiel 
gute wissenschaft liche Praxis, Pressekodex) 
entwickelt werden. Hierdurch sollen unter 
anderem Lücken geschlossen werden, die 
durch gesetzliche Regulierungsvorschrift en 
nicht abgedeckt werden können. Auch Mög-
lichkeiten zur Verifi zierung der Echtheit von 
Beiträgen (zum Beispiel Identi fi zierung von 
Beiträgen durch sogenannte Social Bots) soll-
ten dabei vorangetrieben werden.

Empfehlung 9: Technikfolgenabschätzung 
der digitalen Medien vorantreiben
Angesichts der sich rasch wandelnden Wis-
senschaft skommunikati on sollte deren Be-
obachtung auch insti tuti onell dauerhaft  in-
nerhalb der Wissenschaft   verankert werden 
(etwa bei den Akademien) – als Teil einer 
Technikfolgenabschätzung, die den Einfl uss 
der digitalen Medien auf die Kommunika-
ti ons- und Meinungsbildungsprozesse in 
einer auf verlässliches wissenschaft liches 
Wissen angewiesenen demokrati schen Ge-
sellschaft  ermitt elt.

Empfehlung 10: Verstärkt öff entlich kommu-
nizieren und Rollen transparent machen
Wissenschaft ler werden ermuntert, ihre Ex-
perti se in öff entlichen Diskursen und politi -
schen Debatt en einzubringen, gegebenen-
falls auch initi ati v. Neben den klassischen 
Medien bieten auch Social Media hierzu 
Chancen. Dabei sind jedoch stets die Prin-
zipien einer „redlichen Kommunikati on“ 
(siehe Empfehlungen aus 2014) sowie des 
verantwortungsvollen Umgangs mit den jen-
seits von Forschung und Lehre zur Verfügung 
stehenden zeitlichen und fi nanziellen Res-

sourcen zu beachten. Ferner muss jederzeit 
transparent sein, in welcher Rolle (zum Bei-
spiel Experte, Lehrender, Privatperson, Inter-
essenvertreter einer Forschungseinrichtung) 
sich Wissenschaft ler und insbesondere Wis-
senschaft sfunkti onäre jeweils einbringen, 
um die Glaubwürdigkeit der Wissenschaft  
insgesamt nicht zu gefährden.

Empfehlungen an Bildungseinrich-
tungen und Forschungspoliti k

Empfehlung 11: Medien- und Quellenbewer-
tungskompetenz in Schulen und anderen Bil-
dungseinrichtungen verbessern
Angesichts der schwindenden Möglichkei-
ten, Informati onen in den digitalen Medien 
die zugrunde liegenden Quellen zuzuordnen 
und damit deren Vertrauenswürdigkeit zuzu-
ordnen werden massive Maßnahmen zum 
Erwerb und zur Verbesserung digitaler Me-
dien- und Quellenbewertungskompetenz in 
Schulen und Hochschulen, aber auch in der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung empfohlen. 
Dabei geht es unter anderem darum, Raster 
zur  Bewertung von Informati onen und Inter-
mediären zu vermitt eln und ein Verständnis 
für die Funkti onsweisen und Auswahlprin-
zipien digitaler Medien zu schaff en. Auch 
Aspekte des Daten- und Persönlichkeits-
schutzes müssen hierbei stärker als bisher 
berücksichti gt werden.

Empfehlung 12: Mehr Forschung zu Aus-
wirkungen digitaler Medien und reakti ons-
schnelle Förderlinien etablieren
Die Arbeitsgruppe konstati ert einen erheb-
lichen weiteren Forschungsbedarf zu den 
Funkti onsweisen und Auswirkungen der di-
gitalen Medien auf die Wissenschaft skom-
munikati on und legt einen entsprechenden 
Themenkatalog vor (vgl. S. 56 f.). Aufseiten 
der Forschungsförderung wird empfohlen, 
verstärkt Förderlinien zu etablieren, die es im 
Hinblick auf Förderdauer und -umfang sowie 
Geschwindigkeit der Bewilligungsprozesse er-
lauben, mit der extremen Dynamik des hier 
behandelten Feldes der öff entlichen Kommu-
nikati on in der Forschung Schritt  zu halten.
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